
Menschenrechte in den Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion –
IGFM Eurasia Komitee
Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM), Borsigallee 9 
60388 Frankfurt am Main, Juni 2014, www.menschenrechte.de



Menschenrechte  
in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion - 

 IGFM Eurasia Komitee 
 
 

INHALT                                          SEITE 
 

Regional Komitees der IGFM        1 
Das Regional Komitee der IGFM „Eurasia“      1 
Eurasische Region der IGFM        1 
Die Gründung der IGFM 1972 und die Sowjetunion     1 
Folgen des 70 Jahre währenden „Eisernen Vorhangs“    1 
Eurasische Region der IGFM - Menschenrechte heute    2 
Rechtssystem, verlängerter Arm der Machteliten/Oligarchen    2 
Politische Mitbestimmung, die Situation der Opposition    3 
Presse- und Meinungsfreiheit, vogelfreie Journalisten     4 
Ethnische Konflikte, brodelnde Vulkane       4 
Humanitäre Lage - Kluft zwischen vielen Armen und wenigen Reichen  5 
Ganze Republiken im freien Fall        5 
Hohe Migration          6 
Versklavung, Kinderarbeit und Menschenhandel     6 
Sprache, Russische Sprache und Identität      6 
Nichtbürger           7 
Bildung           7 
Religion           7 
Gesellschaft - globalisierende Jugend       8 
Länderbeziehungen- Rückbesinnung auf alte Bindungen  
und Neuorientierung         9 
Ausblick, negative Bilanz - positives Aktionsprogramm    9 

 
 

EURASIA- Komitee der IGFM – Sektionsvorsitzende 
 
RUSSLAND    Wladimir M. Nowitski     2 

WEIßRUSSLAND   Prof. Dr. jur. Iwan Kotlar     3 

ARMENIEN    Bela Schikarijan      4 

MOLDAU    Dr. Ljubow Nemtschinowa     5 

USBEKISTAN   Prof. Dr. Marat Sachidow     6 

GEORGIEN    Prof. Dr. Awtandil Dawitaija    7 

UKRAINE    Dr. Andrej Suchorukow, Anton Aleksejew  8 

ASERBAIDSCHAN  Dr. Saadat Benanjarli     9 

 

Impressum 
Herausgeber: Internationale Gesellschaft für Menschenrechte – Deutsche Sektion e.V. (IGFM), 
Borsigallee 9, D – 60388 Frankfurt. 
Tel.: 069- 420 108 – 0, Fax: 069 – 420 108 33 
e-mail: info@igfm.de  Internet: www.igfm.de  UstIDNr. DE 1142 35 684 
Geografische Karte © Dr. H.-J. Kämmer, Berlin 

 

mailto:info@igfm.de
http://www.igfm.de/


 1 

Regional Komitees der IGFM 
Gemäß der Satzung der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte/IGFM können sich nationale 
Sektionen der IGFM von Ländern, die geographisch beieinander liegen, die sprachliche, historische 
oder andere Beziehungen haben, zu Regionalkomitees zusammenschließen. Durch diesen 
Zusammenschluss können  sich Sektionen gegenseitig unterstützen und ihrer Stimme national wie 
international mehr Gewicht verleihen.  
 
Das Regional Komitee der IGFM „Eurasia“ 
Auf der 40ten Jahreshauptversammlung der IGFM 2012 in der Stadt Cottbus (Deutschland), haben 
sich acht nationale Sektionen (Armenien, Aserbaidschan, Belarus/Weißrussland, Moldau, Russland, 
Ukraine und Usbekistan) entschieden, sich zu einem neuen Regional-Komitee der IGFM 
zusammenzuschließen und es „Eurasia“ zu nennen (RK IGFM Eurasia). Die Entscheidung, ein 
solches Komitee zu gründen, wurde motiviert durch den Wunsch, einen Dialog zwischen 
Menschenrechtsaktivisten und Bürgern aus den Ländern der ehemaligen Sowjetunion, der EU und 
anderen Regionen der Welt zu etablieren. 
 
Eurasische Region der IGFM 
Zu dem Gebiet, das wir als „Eurasische Region der IGFM“ bezeichnen, zählen wir folgende Staaten: 
in Osteuropa - die Russische Föderation, die Ukraine, Belarus und Moldawien sowie das Baltikum mit 
Lettland, Estland und Litauen. Im Südkaukasus- Aserbaidschan, Armenien und Georgien. In 
Mittelasien/Zentralasien - Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan. 
 
Dieses Territorium umfasst fast ein Fünftel der gesamten Erdoberfläche, ist mehr als doppelt so groß 
wie die U.S.A. und mehr als fünfmal so groß wie die gesamte Europäische Union. 
Es umfasst 11 Zeitzonen, erstreckt sich von Klimazonen des ewigen Eises im Norden bis zur Steppe 
und Wüste Zentralasiens und verfügt über die weltweit größten Bodenschätze. Die Geschichte vieler 
Länder dieses Gebietes reicht bis Tausende Jahre v. Chr. zurück.  
Heute leben auf diesem Gebiet 260 bis 280 Millionen Menschen. 
  
Die Gründung der IGFM 1972 und die Sowjetunion 

Die Gründung der IGFM ist eng mit der Geschichte der Sowjetunion 
verbunden. Der Gründer der IGFM, war ein „Sowjetrusse“ aus dem 
Gebiet Pskow, Iwan I. Agrusow (1924 -2012). 1944 wurde Iwan Agrusow 
von der deutschen Wehrmacht als Zwangsarbeiter rekrutiert und nach 
Deutschland deportiert. Nach Kriegsende entschied sich Iwan Agrusow, 
aus berechtigter Angst vor Verfolgung durch die Sowjetmacht in 
Westdeutschland zu bleiben. Die Welt war gespalten in zwei verfeindete 
Ideologien, in „West“ und „Ost“. Dem Grauen des Zweiten Weltkrieges 
folgte der Kalte Krieg. Der Osten sperrte seine Bevölkerung hinter dem 
Eisernen Vorhang ein. 
Der Gründer der IGFM war für politische Gefangene und Dissidenten 
(Oppositionelle) aus der Sowjetunion eine lebenswichtige Anlaufsstelle in 
der Bundesrepublik, er sprach ihre Sprache und er verstand die 
Menschen aus seiner Heimat. Damit wurde er sowohl in der Sowjetunion 
(UdSSR) als auch in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 

zum Staatsfeind der ersten Kategorie. Iwan Agrusow wurde von deren berüchtigten Geheimdiensten 
(KGB und Stasi) verfolgt, konnte sein Heimatland über 50 Jahre nicht mehr betreten, seine Mutter nie 
mehr wiedersehen. 1972 gründete er die Gesellschaft für Menschenrechte, die es sich zur Aufgabe 
machte, Menschenrechtsverletzungen hinter dem „Eisernen Vorhang“ aufzudecken, die dort lebenden 
Menschen zu unterstützen. In den 80er Jahren wurde die Organisation international und erhielt ihren 
heutigen Namen „IGFM“. Die historische Verbindung der IGFM mit der UdSSR hat nach 1991 zur 
Gründung von nationalen Sektionen in vielen Ländern der ehemaligen Sowjetunion beigetragen.  
 
Die IGFM heute ist eine Familie, die Menschenrechtsaktivisten aus mehr als 38 Sektionen, nationalen 
Gruppen und Arbeitsgruppen in verschiedenen Ländern Europas, Asiens, Afrikas, Amerikas und 
Australiens vereint. Wir setzen uns für den Schutz der Menschenrechte auf nationaler und 
internationaler Ebene ein.  
 
Folgen des 70 Jahre währenden „Eisernen Vorhangs“ 
Der 70 Jahre währende Eiserne Vorhang hat nicht nur fast 400 Millionen Menschen im größten Block 
der Welt „eingesperrt“ (Warschauer Pakt), er hat den Westen mit über 600 Millionen  Menschen 
(NATO) auch „ausgesperrt“. Und die Menschen auf beiden Seiten haben dies zwangsläufig mit sich 
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geschehen lassen. Mehr noch, die jahrzehntelange Internalisierung von verschiedenen Wertigkeiten in 
Ost und West hat zu gegenseitigen Unverständnissen geführt.  
Dieses gegenseitige Unverständnis ist fatal in vielerlei Hinsicht, zumal West- und Osteuropa Teile 
einer Zivilisation sind, der europäischen. In der heutigen globalen Zeit der Massenproduktion und des 
Massenkonsums sind Nachbarn nicht nur auf Ressourcen und wirtschaftliche Bindungen angewiesen, 
auch in wissenschaftlicher und kultureller Hinsicht verbirgt sich hinter dem ehemaligen Eisernen 
Vorhang eine Welt, die den Horizont des zukünftigen Europas, vor allem der Jugend, bereichern und 
erweitern kann. 
 
Eurasische Region der IGFM - Menschenrechte heute 
Trotz des Zerfalls des bipolaren Modells geschehen weiterhin Menschenrechtsverletzungen. 
Sie sind jedoch vielschichtiger und weniger leicht zu durchschauen.  Die Schuld ist nicht mehr 
so eindeutig wie früher zuzuweisen. Viele Menschenrechtsverletzungen in den Ländern der 
eurasischen Region haben die gleichen Wurzeln, aber differieren nach landesspezifischen 
Eigenheiten. 
 
Korruption und Vetternwirtschaft haben sich wie ein großer Ölteppich über die gesamte Region 
gelegt. 
Nach der Auflösung der Sowjetunion entschieden die neuen Regierungen die gigantische Staats- und 
Planwirtschaft  zu dezentralisieren, zu privatisieren.  
Wie überall auf der Welt haben Menschen bestimmte Positionen, Gelegenheiten und die noch nicht 
vorhandene Gesetzeslage genutzt, um für sich persönliche Vorteile, Reichtum und Macht zu schaffen. 
Moskau wurde mit einem Mal weltweit die Stadt der meisten Dollarmilliardäre. Diese „Oligarchen“ der 
ersten Stunde haben den Volkswirtschaften ihrer Länder Billionen von Euro „entzogen“. Auf 
ausländischen Konten liegen – alleine aus Russland stammend - derzeit über 100 Milliarden Euro. 
Russische Bodenschätze von 15 Billionen Euro gehören heute 1,5 Prozent der Reichen. Russland ist 
weltweit führend, was die Kapitalflucht anbelangt und nicht allein das Kapital wird rausgeschafft, 
sondern zusammen mit dem Geld suchen zu Abermillionen auch dessen Besitzer, die „Offshore-
Aristrokratie“, das Weite.   
Die daheimgebliebenen Oligarchen haben sich machtpolitische Ämter und Positionen erkauft und 
okkupieren diese zur Durchsetzung ihrer eigenen Interessen. So entstanden ausnahmslos in jedem 
Land der ehemaligen Sowjetunion neue Eliten (oft aus den ehemaligen Machteliten der Einheitspartei 
–KPdSU- stammend), die die Geschicke des Landes im Interesse der eigenen Machterhaltung lenken. 
Korruption, Vetternwirtschaft und mafiöse Zustände lähmen die gesamte Region in seiner 
demokratischen, rechtsstaatlichen Entwicklung. 
 
Rechtssystem, verlängerter Arm der Machteliten/Oligarchen 
Ungeachtet der Existenz eines Rechtssytems, das dem westlichen Standard angelehnt ist, nutzen die 
Machteliten nicht selten Gesetzgebung, Rechtsprechung und Exekutive in ihren internen 
Machtkämpfen und zur Durchsetzung ihrer Interessen auf allen Ebenen. 
Bekannte Beispiele sind die selektiv willkürlichen Verhaftungen des Oligarchen Michail Chodorkowskis 
- vor über 10 Jahren - in Russland (2013 „begnadigt“ und frei gelassen) oder die der Oligarchin Julia 
Timochenko, 2011, in der Ukraine (2014 auf Druck der Maidanbewegung frei gelassen). 
Und dies geschieht – mit wenigen Ausnahmen in der gesamten eurasischen Region - alltäglich im 
Kleinen, wie die Verletzung der Rechte von Oppositionellen, Kritikern, Geschäftskonkurrenten und 
einfachen Bürgern, die zufällig im Weg stehen. 
 
 

Wladimir M. Nowitski, Vorsitzender der Sektion Russland 

Wladimir M. Nowitski, seit 1997 Vorsitzender der IGFM-Sektion Russland, RA. 
Geb. 1956 in Russland. Studium der Rechtswissenschaften an der juristischen 
Fakultät der staatlichen A.A. Schadnow-Universität, Leningrad. Seit 1989 Mitglied 
der IGFM, 1992-97 Leiter der Russland-Abteilung der Deutschen Sektion der IGFM 
in Frankfurt. Langjährige und vielseitige Erfahrung in Rechtstheorie, -geschichte u. 
-praxis auf nationaler und europäischer Ebene. Rechtsberater für zahlreiche 
nationale und internationale Gremien. Experte für Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 

und Antisemitismus im Vielvölkerstaat Russland. Juni 2012 Organisation und Leitung der großen 
IGFM-Konferenz für den russischsprachigen Raum in Moskau. Ausführliche Interviews und 
Kommentare zu den rigiden NGO Gesetzen (ausländische Agenten) auf unserer Homepage. Oktober 
2012 Wahlbeobachtung in der Ukraine gemeinsam mit Sektion Moldau und Ukraine. Betreut derzeit 
u.a. den in Rostow inhaftierten Journalisten S. Resnik. 
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Gesetze werden nach Belieben und den jeweiligen Erfordernissen der Machteliten angepasst und oft 
so schwammig formuliert, dass eine Anklage je nach Auslegung und Bedarf fallen gelassen werden 
oder der Angeklagte für Jahrzehnte weggesperrt werden kann. 
Eng verbunden damit ist das Problem des Rechtsnihilismus, wenn die oberen Eliten sich über die 
Rechtsnormen stellen und die einfachen Bürger das Vertrauen in die Kraft des Rechts und in die 
Gerechtigkeit der Gesetze verloren haben. Und selbst da, wo es ein Rechtssystem gibt und es auch 
den heutigen Normen und Anforderungen entspricht, so ist es doch für die Mehrheit bedeutungslos.  
Die Strafvollzugsanstalten sind immer noch überwiegend in sehr schlechtem Zustand. Einige 
Gefängnisse und Untersuchungshaftanstalten sind überfüllt. Letztere teilweise so, dass sich die 
Häftlinge in der Reihe anstellen, um am kleinen Gitterfenster Luft schnappen zu können. Die TB-
Ansteckungsrate kann bei bis zu hundert Prozent liegen. 
Dunkelhaft in mittelalterlichen Kerkern (Karzer) als Strafmaßnahme innerhalb der Gefängnisse ist 
auch heute noch gang und gebe. Vereinzelt wird noch gefoltert. Für Menschen, die dieses 
Strafvollzugssystem durchlaufen haben, gibt es keine Wiedereingliederungshilfen. Die Todesstrafe 
allerdings haben alle ehemaligen Republiken, bis auf Weißrussland abgeschafft.  
Der Rechtsapparat als verlängerter Arm der Machteliten sorgt nicht nur für die gezielte Auslese von 
Personen, die dem Machtappparat gefährlich werden könnten, sondern auch für die Abschreckung 
des Durchschnittsbürgers, der zwar viele neue Freiheiten genießen darf, dessen Freiheit allerdings 
dort aufhört, wo er Teilhabe an der Macht verlangt und öffentlich gegen die Machthaber und 
Geschäftseliten vorgeht. 
  
Politische Mitbestimmung, die Situation der Opposition 
Der letztlich plötzliche Umbruch von der zentralistischen Einparteienherrschaft hin zu dezentralisierten 
Mehrparteiensystemen oder anderen Strukturen liberaler Demokratien ist bisher nicht verwirklicht 
worden, Rückschritte sind offensichtlich.  
Nicht eine ehemalige Sowjetrepublik, in der die Wahlen keinen Anlass für Unruhen gegeben hätten. 
Durchweg sind die Wahlen mit Demonstrationen, Straßenschlachten, Verhaftungen von 
Oppositionellen bis hin zur Entfachung von Bürgerkriegen verbunden. Darunter die Rosenrevolution in 
Georgien, die orangene Revolution (2004), die Maidanbewegung (seit Nov. 2013) in der Ukraine, die 
Tulpenrevolution in Kirgistan und die „weiße Revolution“ in Russland. 
Es gibt zahlreiche Abstufungen im Umgang mit Oppositionellen, von subtiler Unterdrückung von 
Oppositionellen bis hin zur Spiegelung des nordkoreanischen Wahnsinns. So wird versucht, 
Oppositionellen nicht nur den Zugang zur politischen Bühne und den Massenmedien zu versperren, 
sondern sie werden in Misskredit gebracht, inhaftiert oder auf andere Weise aus dem Weg geräumt, 
manchmal sogar ermordet. In der Republik Turkmenistan waren bis zum Tod des Präsidenten 
Nyasow 2006 jegliche nicht staatlich organisierten gesellschaftlichen Aktivitäten verboten. 
Andererseits sind etablierte Oppositionen oft keine Oppositionen im klassischen westlichen 
Verständnis. Viele oppositionelle Gruppen sind – bewusst und unbewusst - Teil der Machtspiele der 
Eliten. Die Opposition dieser Gruppen besteht oft allein in der Kritik an den Machthabenden ohne 
seriöse politische Konzepte. Manchmal führt dies zu seltsamen Vereinigungen von ideologischen 
Gegnern wie Liberalen, Kommunisten und Nationalisten, die nur in einem Ziel einig sind, die 
Machthaber aus ihren Ämtern zu vertreiben. So ist ein Großteil der Bürger sowohl enttäuscht von 
ihren Regierungen als auch von der Opposition. Unter solch rigiden Bedingungen wird eine wirkliche 
Opposition schon im Keime erstickt. 
 
 

Prof. Dr. jur. Iwan Kotlar, Vorsitzender der Sektion Weißrussland 

Prof. Dr. Iwan I. Kotlar. Seit 1996 Vorsitzender der IGFM-Sektion Weißrussland. 
Geboren 1941. Professor für Politikwissenschaft und Soziologie (1997) an der 
Staatlichen Puschkin-Universität in Brest. Herausgeber, Autor, Redakteur von 
fast 200 wissenschaftlichen und pädagogischen Arbeiten, darunter zahlreiche 
Lehr- und Handbücher zum Thema Menschenrechte. Initiator und Organisator 
internationaler (1998, 2013, 2014) und landesweiter (1996, 1999, 2006, 2013) 
Menschenrechtskonferenzen an der Universität in Brest. Seit 1999 Initiator und 
Leiter der Hochschulseminare Menschenrechte und Zivilgesellschaft. Ausge-
zeichnet für herausragende Leistungen des 21. Jahrhunderts. Zahlreiche inter-
nationale Auszeichnungen für seine Menschenrechtsarbeit, unter anderem das 

Ehrendiplom des Internationalen Zentrums für Biographien in Cambridge "für herausragende 
Leistungen auf dem Gebiet der Menschenrechte" im Jahre 2009. 
 
 



 4 

Presse- und Meinungsfreiheit, vogelfreie Journalisten 
Vor diesem Hintergrund erklärt sich, dass der Besitz von Fernsehanstalten, Radiosendern oder 
Printmedien in den Händen von Machteliten/Oligarchen liegt. So kann ganz einfach und direkt freier, 
kritischer Journalismus unterbunden und gleichzeitig die Meinung der Bevölkerung manipuliert 
werden. Allerdings eröffnen die modernen Kommunikationstechniken wie das Internet eine neue Seite 
in der Geschichte des Zugangs zu freier unabhängiger Information. Im letzten Jahrzehnt wurde das 
Internet zum alltäglichen Instrument der Kommunikation und des Informationsaustausches. In einigen 
Regionen jedoch beschränken technische Probleme noch den Zugang zum Internet. Die Vorteile des 
Internets haben andererseits systemimmanent den Nachteil, dass der User beobachtet und verfolgt 
werden kann. 
In Weißrussland sind die Anbieter von Internetdiensten nach neuem Präsidentenerlass verpflichtet, 
sich und seine Kunden zu registrieren. Ungeachtet dessen wächst die Zahl der Internet User wie 
überall.  
In Turkmenistan sind Satellitenschüsseln und ausländische Printmedien verboten. 
In Usbekistan ließ Präsident Karimow 2005 in Andijon auf Demonstranten schießen. Inoffizielle 
Berichte zählten bis zu 600 Tote, eine offizielle Berichterstattung darüber gab es nicht. Dies allein gibt 
schon eine kleine Vorstellung davon, wie wenig transparent die politische Situation auch im heutigen 
Zeitalter noch ist. 
So befinden sich laut Reporter ohne Grenzen die meisten ehemaligen Sowjetrepubliken auf den 
unteren Rängen in punkto Pressefreiheit (Turkmenistan auf dem drittletzten Rang 176). 
Ein freier Journalist, der sich in die Angelegenheiten der Machteliten mischt, muss in diesen Ländern 
um Freiheit, Leib und Leben fürchten. 
 
Ethnische Konflikte, brodelnde Vulkane 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden unter dem „Dach“ der Sowjetunion mehr als 50 nationale 
Unionsrepubliken, autonome Republiken, Gebiete und Kreise formiert.  Ethnische und territoriale 
Konflikte wurden auf Eis gelegt. Doch nach der Auflösung der UdSSR kam es zu einer Serie von 
Ausbrüchen ethnisch territorialer Konflikte. 
In Berg-Karabach, dem territorial ethnischen Konfliktgebiet zwischen Armenien und Aserbaidschan, 
kam es schon Ende der 80er Jahre zu Pogromen und kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen 
den über viele Generationen hinweg verfeindeten Ländern. Der Krieg forderte zehntausende Tote und 
1 Million Flüchtlinge. 
Tschetschenien, eine nationale Teilrepublik der Russischen Föderation im Nordkaukasus mit über 1 
Million Einwohnern, erklärte sich schon 1991 eigenmächtig als unabhängig und bekannte sich zum 
Islam. Russland entschied sich zum militärischen Eingriff, aus einem schnellen „sauberen 
militärischen Eingriff“ wurden zwei jahrelange Partisanenkriege. 
Auch im Südkaukasus gab es in den 90er Jahren militärische Auseinandersetzungen zwischen der 
ehemaligen Unionsrepublik Georgien und seinen autonomen Teilgebieten Abchasien und Süd-
Ossetien, auf deren Seite auch Teile des russischen Militärs kämpften. An dem Krieg nahmen auch 
Söldner und Freiwillige teil. Alleine aus Abchasien (535 000 Einwohner) wurde der Großteil der 
Bevölkerung vertrieben (bis zu 75 %), darunter mehr als eine Viertel Million Georgier. Die Zahl der 
Toten und Vermissten lag bei über 20.000. 
Zur gleichen Zeit in etwa führten die Autonomiebestrebungen Transnistriens in der Republik Moldau 
zu kriegerischen Auseinandersetzungen mit um die tausend Toten. In Tadschikistan forderte der 
Bürgerkrieg zehntausende Menschenleben und hunderttausend Flüchtlinge. 
Der Südkaukasus als ethnischer Konfliktbrennpunkt war 2008 erneuter Kriegsschauplatz, Georgien 
kämpfte gegen Russland um das geteilte Ossetien (Nordossetien -Russland und Südossetien-  formal 
Territorium Georgiens, faktisch seit den 90er Jahren losgelöst). Dies hatte an die tausend 
Menschenleben und zehntausende Flüchtlinge gefordert. Georgien ist daraufhin offiziell aus der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) ausgetreten. 
 
 

Bela Schikarijan, Vorsitzende der Sektion Armenien - www.ishryouth.am 
 
Bela Schikarijan, freie Journalistin. Geb. 1970 in Armenien. Studium (1989-1993) 
der Philologie, Literaturwissenschaften an der staatl. Universität in Jerewan. 
Tätig u.a. für die Zeitschriften "Republik Armenien" und "Abendblatt Jerewan", die 
Pressezentren des Bürgermeisters in Jerewan und von Gasprom, für Telekanal 1 
und andere Fernsehsender. Co-Autorin und Produzentin der Dokumentarfilmreihe 
"Generation in der Krise", ausgestrahlt in Armenien und den USA. Seit 2008 
Gründungsmitglied und Vorsitzende der IGFM-Sektion Armenien. Besondere 
Arbeitsgebiete: Presse- und Meinungsfreiheit, Korruption und humanitäre Hilfe.  

http://www.ishryouth.am/
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Bis zu einer Million Flüchtlinge und zweitausend Menschenleben forderte der Krieg zwischen Kirgisen 
und Usbeken im Jahr 2010.  
 
Ein deutliches Zeugnis von ethnischen Konflikten boten im gleichen Jahr weit über 10 000 Moskauer, 
als sie sich zu einer spontanen nationalistischen antikaukasischen Kundgebung auf dem Manegeplatz 
zusammenfanden. Auslöser war die Tötung eines jungen russischen Mannes bei einer 
Straßenschlacht zwischen Fußballfans und einer aus dem Nordkaukasus stammenden Gruppe. Vor 
ähnlichem Hintergrund erfolgte auch die pogromhafte Stürmung des zum Großteil von Migranten 
geführten Burjusa - Gemüsemarktes durch russische Nationalisten im Oktober 2013. Große nationalis-
tische und neofaschistische Gruppen gibt es ebenso in der Ukraine, in Moldau oder auch im Baltikum. 
Nationalismus, Ausländerfeindlichkeit, Gewalt gegen Homosexuelle und Radikalisierung solcher 
Gruppen nehmen zu. 
 
Aktuell kämpft das ukrainische Militär unter dem neuen Präsidenten, dem Oligarchen Pjotr 
Poroschenko, in einer „Anti-Terror-Großoffensive“ in den Ostgebieten gegen „prorussische Separa-
tisten“, die Zahl der Opfer steigt täglich. 
 
Humanitäre Lage- Kluft zwischen vielen Armen und wenigen Reichen 
Während die wenigen Oligarchen ihren Nutzen aus dem Zerfall des Sowjetsystems gezogen haben, 
ist der Großteil der Bevölkerung mit der Auflösung des staatlichen sozialen Versorgungsapparates, 
mit der Auflösung von existenziellen Wirtschaftsbindungen in tiefe Armut gefallen. Die humanitäre 
Lage hat sich für die breiten Bevölkerungsschichten aller ehemaligen Sowjetrepubliken deutlich und 
vielschichtig verschlechtert. Über die Hälfte der Bevölkerung befindet sich an der Armutsgrenze, jedes 
dritte bis vierte Kind unter der Armutsgrenze. Besonders dort, wo den Ländern oder Regionen die 
Ressourcen für eine Beteiligung am nationalen und internationalen Wirtschaftsmarkt fehlen, wo 
politische, ethnische Konflikte oder militärische Auseinandersetzungen die Wirtschaft zusätzlich 
belasten.  
 
Die Verarmung der postsowjetischen Gesellschaft spiegelt sich auch im Gesundheitsstandard wieder. 
Alarmierend ist der Anstieg von HIV Infizierten und Tuberkulosekranken. Weltweit ist hier der 
schnellste Anstieg zu verzeichnen. Derzeit sind offiziell fast 1,5 Millionen AIDS Kranke und knapp eine 
halbe Millionen Tuberkulosefälle registriert. Aber auch andere in Westeuropa so gut wie nicht mehr 
existente Krankheiten tauchen auf. So verzeichnete beispielsweise Tadschikistan 2010 75% aller 
Polio-Todesfälle weltweit.  
 
Ganze Republiken im freien Fall 
Die direkt an die EU angrenzende Republik Moldau ist von der wohlhabenden Sowjetrepublik zum 
Armenviertel geworden. Die Republik ist mit dem Zerfall des sowjetischen Marktes und durch 
politische und ethnische Konflikte tief verwundet worden. Das Durchschnittseinkommen liegt heute bei 
80 €, die Arbeitslosigkeit bei 70%. Ein Viertel der Bevölkerung ist aus wirtschaftlicher Not 
abgewandert. Viele Frauen und Mütter prostituieren sich illegal im nahen Ausland (hauptsächlich in 
EU Ländern), um die Existenz ihrer Familien zu sichern. In Moldau wächst derzeit eine Generation 
von Kindern ohne Mütter heran. Ein eigenes Krankheitsbild hat sich entwickelt, das „italiensche 
Syndrom“: Frauen, die jahrelang getrennt von ihrer Familie, von ihren Kindern, im Ausland rund um 
die Uhr beispielweise Pflegefälle betreuen, kommen zurück nach Moldau, psychisch so am Ende, 
dass sie in die Psychiatrie eingewiesen werden müssen. 
In der Ukraine liegt die offizielle Minimalrente unter dem offiziellen Existenzminimum. Die 
durchschnittliche Rente liegt 10 - 15 Prozent über diesem Existenzminimum. Die Anzahl der Rentner 
ist ebenso hoch wie die Anzahl der arbeitenden Bevölkerung. Die Revolution des Maidan und die 
bürgerkriegsähnlichen Zustände an vielen Orten, besonders in den Ostgebieten, haben das gespal- 
 
 

Dr. Ljubow Nemtschinowa, Vorsitzende der Sektion Moldau - www.ishr.md 

Dr. Ljubow Nemtschinowa, seit 1998 Gründungsmitglied und Vorsitzende der 
IGFM-Sektion Moldau. Vizepräsidentin des Internationalen Rates der IGFM. Geb. 
1952. Studium der Chemie an der staatlichen Universität Moldau. Autorin von 
über hundert wissenschaftlichen Arbeiten und Erfindungen. Beraterin für NGOs 
in Moldau. Initiatorin des Moldauischen NGO-Parlament Cafes, das NGOs in den 
Prozess der Gesetzgebung mit einbeziehen möchte. Zahlreiche nationale, 
europäische und internationale Projekte, besonders im Bereich von 
Humanisierung des Strafvollzugs, Frauen- und Kinderrechten, HIV. 

http://www.ishr.md/
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tene Land vollends zerrüttet. Jüngste Milliardenkredite des IWF jetzt richtig einzusetzen ist von 
existenzieller Bedeutung. 
In Mittelasien und im Südkaukasus gibt es Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit, in denen die 
Menschen Hunger leiden. In Tadschikistan liegt das Durchschnittseinkommen bei 4 €, mehr als die 
Hälfte der Einwohner leidet Hunger, in Usbekistan, Georgien und Armenien ist bis zu einem Drittel der 
Bevölkerung unterernährt. 
 
Hohe Migration 
In diesen armen Ländern gibt es eine hohe Arbeitsmigration. Russland alleine zählt acht Millionen 
Migranten aus dem nahen Ausland, vor allem aus Mittelasien. Die Zahl der Migranten alleine in 
Moskau wird auf ca. 3 Millionen geschätzt. Hinzu kommen Abermillionen von russischen Migranten 
(25 Millionen Russen waren nach dem Zerfall der Sowjetunion zu ungeliebten Ausländern in den 
neuen nationalen Staaten geworden). Aber auch Kasachstan zählt 200 000 Arbeitsmigranten aus den 
Nachbarländern Kirgistan, Tadschikistan und Usbekistan. 
 
Versklavung, Kinderarbeit und Menschenhandel 
Der Großteil der Migranten arbeitet in den Zielländern ohne Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung. In 
der Illegalität leben sie zumeist unter menschenunwürdigen Bedingungen, sind Arbeitgebern und 
Menschenhändlern schutzlos ausgeliefert. Ca. 30 Prozent der Migranten sind weiblich.  
Wenngleich mittlerweile alle mittelasiatischen Länder internationale Abkommen gegen 
Menschenhandel ratifiziert und großrahmige nationale Programme eingeleitet haben, so steigt die 
Zahl der Betroffenen seit dem letzten Jahrzehnt stetig. Die ILO (Internationale Arbeiterorganisation) 
konstatiert hier das höchste Wachstum weltweit. 
Hierfür gibt es zahlreiche Gründe: der Bedarf an billigen Arbeitskräften in den ökonomisch 
bessergestellten Ländern Russland und Kasachstan ist groß. Die Bevölkerung Mittelasiens besteht 
fast zu 50 Prozent aus Menschen unter 30 Jahren, die gerade im ländlichen Raum um ihr blankes 
Überleben kämpfen müssen. Die Gewinnspannen für Menschenhändler innerhalb eines von 
Korruption, Drogenhandel (Nachbarschaft zum goldenen Halbmond, der 90 Prozent des Weltmarktes 
mit Opium/Heroin beliefert) und Vetternwirtschaft geprägten Marktes sind immens. 
Auch trägt die Rolle der Frau in den muslimisch geprägten Ländern sicher zu dem Anwachsen des 
Handels mit Mädchen und Frauen bei. Für ca. 2000,- US Dollar werden bspw. tadschikische Mädchen 
nach Kasachstan, Russland, Thailand, Indien, Indonesien, Israel, Malaysia, Süd-Korea, Afghanistan, 
in die Türkei und die VAE verkauft. Auch China, Westeuropa und Kanada tauchen unter den 
Zielländern auf. 
Des Weiteren existiert ein großer Binnenhandel vom ländlichen in den städtischen Raum. 
Ein fester Bestandteil dieses Binnenmarktes sind ebenso Kinder, die für schwere und gefährliche 
Arbeit in Kohlebergwerken, im Drogenschmuggel, bei der Baumwollernte und nicht zuletzt zum 
sexuellen Missbrauch verkauft werden.  
 
Sprache, Russische Sprache und Identität 
Die Sowjetunion hatte durch die Alphabetisierung und Beschulung des gesamten Landes die Basis für 
Verständigung und Chancengleichheit innerhalb des Systems gelegt. Russisch war zur ersten bzw. 
zur zweiten Amtssprache für alle Republiken geworden. Da die Sprache eng mit der Identität des 
Menschen verbunden ist, wurde auch sie vom neuen nationalen Loslösungs- und Selbstfindungs-
prozess betroffen. Nach der Auflösung der UdSSR begann ein schneller Rückfindungsprozess zur 
Sprache der jeweiligen Titularnation, zum Teil unter dem Druck der Regierungen und sogar per 
Gesetz. 
 
 
 
 

Prof. Dr. Marat Sachidow, Vorsitzender Sektion Usbekistan 

Seit 2000 Vizepräsident des Internationalen Rates der IGFM, seit 1992 Mitglied 
der IGFM, später Gründungsmitglied und Vorsitzender der IGFM-Sektion 
Usbekistan. Geb. 1940 in Kokand, Fergana-Tal (Usbekistan). 1967 - 1974 
Studium und Lehre der Mathematik und Physik an der MGU (Staatsuniversität 
Moskau). Seit 1974 Hochschuldozent für Mathematik in Taschkent. Direktor der 
usbekischen Abteilung der Earth Data Network in Education and Scientific 
Exchange, Straßburg. Von 1989 bis 1992 Abgeordneter des usbekischen 
Parlaments; aus dem Parlament entfernt wegen "radikaldemokratischer" 
Äußerungen. Seit 2009 mit fingierten Verfahren dreizehnmal vor Gericht gestellt. 
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Nichtbürger 
Allen neuen nationalen Ländern voran schritt das Baltikum, wo man in Estland und Lettland alsbald 
schwierige Sprachtests der Titularnation bestehen musste, um die Staatsbürgerschaft des 
„Heimatlandes“ zu erhalten. Hier betraf das fast 1 Million ehemalige Sowjetbürger, die jeweils knapp 
30% der Bevölkerung ausmachen, denen man praktisch von einem auf den anderen Tag ihre 
nationale Identität entzog. Sie erhielten „Nichtbürgerpässe“. Bis heute, fast zwanzig Jahre später,  gibt 
es in Lettland noch immer ca. 300 000 Menschen, die mit einem „Nichtbürgerpass“ (ein 
Personalausweis, auf dem unter Staatsangehörigkeit mit großen Lettern Nichtbürger steht) im 
wahrsten Sinne des Wortes abgestempelt und in vielerlei Hinsicht entrechtet sind. Menschen, die in 
Estland geboren sind, ihre Kinder dort groß gezogen haben, aber aus welchen Gründen auch immer 
die lettische Sprache nicht mehr erlernen konnten oder wollten. Und auch in der EU, deren Mitglied 
Lettland nun seit fast 10 Jahren ist, weiß man nicht so recht, was tun mit diesen „Nichtbürgern“. Es 
wird bislang akzeptiert, dass diese im Gegensatz zu den anderen lettischen Bürgern, keine EU-Bürger 
sind.  
Auch in der Ukraine mit einem hohen Anteil ethnischer Russen und russischsprachigen Ukrainern sind 
restriktive Maßnahmen gegen die russische Sprache bis heute ein politischer Brennpunkt. Wie tief das 
die Menschen im Inneren betrifft, welch immense Rolle sie spielt, bis hin zu einer Frage von Leben 
oder Tod hat sich in der heutigen Ukraine dramatisch gezeigt. 
So verkündete Irina Farion, die Abgeordnete der nationalistischen Swoboda Partei, mit der Wladimir 
Klitschko die Dreieropposition auf dem Maidan vertrat, am Karfreitag 2014:  "Heute wurde Christus 
gekreuzigt, heute wird die Ukraine gekreuzigt für ihre Seele, verkörpert durch die majestätische 
ukrainische Sprache. Um diese unsere Sprache zu schützen, bin ich bereit, schießen zu lernen, denn 
die einzige Sprache, die diese Separatisten und Terroristen verstehen, ist die Sprache der Waffen...“ 
 
In Georgien, das nach den kriegerischen Auseinandersetzungen mit Russland 2008 aus der GUS 
ausgetreten ist, wird das Russische in Zukunft womöglich ganz aussterben. 
In anderen Republiken hingegen haben sich nach zwanzig Jahren die Wogen gegen das Russische 
geglättet. Die eindeutigen Vorteile einer gemeinsamen Verkehrssprache mit den Nachbarländern, 
allen voran mit dem großen Nachbarn und Wirtschaftspartner Russland, gewinnen wieder Oberhand.   
 
Bildung 
Eine gute Ausbildung ist heute nicht mehr umsonst, Privatschulen und Universitäten sind teuer, zum 
Teil Luxusgut geworden. So hat die Korruption längst auch in das Bildungswesen Einzug gehalten, in 
Russland und der Ukraine werden Studienplätze und Titel erkauft. Eine moderne staatliche 
Bildungspolitik wird immer wieder postuliert, aber nicht wirklich vorangetrieben. 
Staatliche Eliteuniversitäten wie die 2011 fertig gestellte, vom kasachischen Präsidenten ins Leben 
gerufene Nasarbajew-Universität in Astana bilden noch die Ausnahme.  
In den muslimischen Ländern hat die geschlechtsspezifische Rolle der Frau in die Bildungspolitik 
Einzug gehalten. Je höher das Bildungsniveau, desto niedriger der Anteil der weiblichen Bevölkerung. 
Besonders gilt das für die ländlichen Regionen Mittelasiens, so absolviert dort bspw. in Tadschikistan 
noch nicht einmal ein Viertel aller Mädchen überhaupt die Grundschule. Eine analoge Situation 
entwickelt sich in den letzten Jahren auch in einigen Regionen Aserbaidschans. 
 
 
Religion  
Nach der systemimmanenten Säkularisierung und der späteren Duldung von religiösen Vereinigungen 
werden seit nunmehr zwanzig Jahren in den christlich - orthodoxen Ländern zerstörte Kirchen wieder 
aufgebaut, restauriert, und neue Kirchen mit ihren Zwiebeltürmen entstehen überall. In den 
muslimischen Ländern bestimmen die Minarette wieder das Stadtbild. 
 
 

Prof. Dr. Awtandil Dawitaija, Vorsitzender Sektion Georgien 
 

Seit 1998 aktives Mitglied und späterer Vorsitzender der IGFM-Sektion Georgien. 
Geb. 1965 in Suchumi (Georgien/Abchasien). Studium der ökonomischen Kiber-
netik an der staatlichen Universität in Tblissi. Seit 1991 Vorsitzender der Helsinki-
Gruppe Abchasien. "In den Ländern der ehemaligen Sowjetunion ist das größte 
Problem, dass es keine ausgeprägte Zivilgesellschaft gibt", so Dawitaija. Seine 
Arbeit zielt auf den Aufbau einer Zivilgesellschaft, den Schutz der Menschenrechte 
im Allgemeinen, insbesondere der Rechte von politischen Gefangenen und der 
Rechte von Flüchtlingen aus Abchasien und der Region Zchinval. 

 



 8 

In Russland sind heute ungefähr 70 Prozent der Bevölkerung orthodox. In der gesamten eurasischen 
Region gehören ungefähr 150 Millionen Menschen dem orthodoxen Glauben an. Seit 2006 gibt es 
dort wieder Religionsunterricht an den russischen Schulen. Im  gesellschaftlichen und politischen 
Geschehen spielt die Kirche jedoch keine bewegende Rolle. 
Auch in den muslimischen Ländern spielt der Islam bislang keine tragende Rolle. Obwohl sich die 
absolute Mehrheit (von 70 -100 %) zum sunnitischen Islam (bis auf Aserbaidschan mit großer 
Mehrheit schiitische Muslime) bekennt, so ist die Anzahl der regelmäßigen „Moscheengänger“ verhält-
nismäßig gering.  
Staat und Religion sind überall getrennt, der Umgang mit der Religion reicht von tolerant bis zu 
restriktiv. Das muslimische Mittelasien und Aserbaidschan erhält finanzielle und geistige Unter-
stützung von den muslimischen Nachbarländern Iran, den VAE, Saudi-Arabien oder der Türkei. 
 
Gesellschaft - globalisierende Jugend 
Angesichts dieser Negativphänomene nach mehr als 20 Jahren des Wandels und  misslungenen 
Reformen, wundert es nicht, dass die postsowjetische Gesellschaft frustriert und desillusioniert ist. 
Zudem war die Sowjetunion nicht nur ein politisch-ökonomisches System, vielmehr wohnte ihr eine 
Ideologie und ein Wertesystem inne, welches sich mit dem Zerfall der Sowjetunion ebenfalls in Luft 
auflöste und eine Leere in der Sinngebung des Daseins hinterließ. So kann man in der Bevölkerung 
immer öfter Aussagen hören, wie: „My schili pri kommunisme, no my ne znali ob etom - Wir lebten im 
Kommunismus, aber wir haben es nicht gewusst.“ Die Mehrheit der älteren Bevölkerung, die bis zum 
Zerfall der Sowjetunion materiell und ideell besser lebte als heute, ist bestürzt über die Entwicklung. 
Im Gegensatz dazu basiert die Meinung zur Sowjetunion in der Jugend kaum auf persönlicher 
Erfahrung. Ein Teil der Jugend weiß recht wenig über die eigene Vergangenheit. Die Zeit der 
Globalisierung hat bei ihr längst Einzug gehalten. Das Straßenbild von Moskau und vieler anderer 
postsowjetischer Großstädte frappiert den ausländischen Besucher nicht selten, passt es so gar nicht 
in das Bild von Armut und Unterdrückung. Reichtum und Moderne strotzen einem geradezu entgegen. 
Andererseits gibt es einen bedeutenden Teil in der Jugend, der die sowjetische Periode als wichtige 
Erfahrung für eine Alternative zur heutigen Lebensweise betrachtet. Das ist eine Gruppe, die sich im 
Unterschied zur Ersteren nicht in den Großstädten konzentriert, sondern sich in der gesamten Region 
verteilt.  
 
Politische Unterdrückung wird erst dort spürbar, wo Kritik und Opposition sich einen Namen in der 
Bevölkerung gemacht haben. Der Großteil der Menschen bleibt daher eher sensibler Beobachter des 
politischen Geschehens. Passive und aktive Opposition äußern sich vor allem gegen die Machthaber, 
gegen die verbreitete Korruption und Vetternwirtschaft, gegen die rechtliche Willkür, gegen die 
Verarmung.   
Wie man die zahlreichen politischen und gesellschaftlichen Probleme lösen könnte, das weiß niemand 
so richtig. Angesichts des gigantischen Gebietes, in dem politisch so viel in die falsche Richtung 
gelaufen ist, bestehen zudem Ängste in der Bevölkerung vor neuen politischen Experimenten. 
 
 
 

Dr. Andrej Suchorukow, Vorsitzender der Sektion Ukraine  

Dr. Andrej Aleksandrowitsch Suchorukow. Seit 1993 Vorsitzender der IGFM-
Sektion Ukraine. 1990-1994 Abgeordneter des Ukrainischen Parlaments. Geb. 
1942 in Charkow. Studium und Lehre der Chemie an der staatl. Universität in 
Charkow. Verfolgung durch den KGB zu Sowjetzeiten. Nach dem Zerfall der SU 
demokratischer Abgeordneter im ersten Ukrainischen Parlament. Initiator des 
alljährlichen nationalen Schülerwettbewerbs zum Thema Menschenrechte. Leiter 
von nationalen und europäischen Projekten zum Aufbau einer bürgerlichen 
Gesellschaft. Wahlbeobachter. Experte für die Humanisierung des Strafvollzugs. 
Finanzierte und leitete bis vor Kurzem eine Zufluchtsstätte für Jugendliche, die 
auf der Straße gelandet waren. 
 
Anton Aleksejew, Vorstandsmitglied Sektion Ukraine - www.igfm.org.ua 

Geb. 1984. Dipl. jur.  Studium an der Juristischen Fakultät der Kiewer National 
Universität für Wirtschaft. Spezialisierung auf Geschichte und Theorien der 
Menschenrechte, Verfassungsrecht, internationale Menschenrechtsnormen, die 
Analyse der Prozesse im Zusammenhang mit der Durchführung und der 
Verletzung der Menschenrechte in der Ukraine und anderen post-sowjetischen 
Ländern. 

http://www.igfm.org.ua/
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Desillusioniert ist man aber nicht nur über die Entwicklung im eigenen Lande, auch die Reaktion der 
westlichen Seite der Welt hatte man sich anders vorgestellt. Die Seite, die als Vorbild und sicherer 
Unterstützer des Umbruchs galt. Gerade grenznahe Staaten zu Westeuropa wie das Baltikum, die 
Ukraine und Moldau hatten damit gerechnet, mit offenen Armen empfangen zu werden. Aber in der 
Realität spüren sie alte Klischees, Desinteresse, Unverständnis und Ablehnung. Noch heute herrscht 
größtenteils strenges Visaregime, bei der Kommunikation mit dem westlichen Ausland überwiegen 
wirtschaftliche und machtpolitische Interessen. Die Kommunikation erscheint nicht selten eher als 
westlicher Monolog der Besserwissenden, denn als Gespräch von aneinander interessierten Nach-
barn. 
  
Länderbeziehungen- Rückbesinnung auf alte Bindungen und Neuorientierung 
Diese enttäuschende Platzierung der ehemaligen Sowjetrepubliken in der westlichen Welt erzeugt bei 
diesen eine Rückbesinnung auf alte Bindungen und Raum für Neuorientierungen.  
Selbst im Baltikum werden längst wieder wirtschaftliche Beziehungen zu Russland geführt. In 
Aserbaidschan ist die angrenzende und sprachlich nah verwandte Türkei zum fast brüderlichen 
Partner geworden.  
Im mittelasiatischen Raum spielen die direkten Nachbarn China und der Iran gewichtige Rollen, 
ebenso die in der Nähe liegenden Staaten wie Saudi-Arabien oder die VAE; an dieser Stelle nicht zu 
vergessen die engen „Geschäftsverbindungen“ zu den Nachbarländern der Opiumproduktion 
(Goldener Halbmond: Iran, Pakistan, Afghanistan). 
Russland ist als frühere Zentralmacht mit Weltmachtstellung, aufgrund seiner übermannenden Größe 
und seines Ressourcenreichtums für die ehemaligen Sowjetrepubliken von großer politischer und 
wirtschaftlicher Bedeutung. Während die U.S.A. und Europäische Union den belehrenden Fingerzeig 
auf die Länder der Region richten, knüpft Russland immer engere Bande zu dem Rest der Welt.  
Die EU bleibt ungeachtet dessen von immenser Bedeutung für die Entwicklungsrichtung in diesen 
Ländern.  
Mit der Situation in der Ukraine ist der alte Ost-West-Konflikt wieder in den Vordergrund gerückt und 
bestimmt derzeit das weltpolitische Geschehen. 
 
 
Ausblick, negative Bilanz - positives Aktionsprogramm 
Ob im Tief- oder im Höhenflug, die Republiken der ehemaligen Sowjetunion befinden sich noch 
allesamt in der Schwebe. Auf der Suche nach neuen Wirtschaftskonzepten, Helfern und Partnern, auf 
der Suche nach eigener Identität, inmitten von politischen Wirren und regionalen ethnischen oder 
territorialen Konflikten bis hin zu kriegerischen Auseinandersetzungen differieren sie je nach den 
ihnen landes- oder regionalspezifischen Eigenheiten. Eine negative Bilanz für die demokratische 
Entwicklung im postsowjetischen Raum nach 20 Jahren kann auf der anderen Seite der Beginn eines 
positiven Aktionsprogramms sein. Das große Problem der unrechtmäßigen Kapitalakkumulationen 
könnte mit Hilfe adäquater und durchsetzungskräftiger Steuer- und Rückversteuerungssysteme 
angegangen werden. Ebensolche reale Durchsetzungskraft benötigen Kontrollorgane zur Unter-
bindung von Korruption, Vetternwirtschaft und mafiösen Strukturen. 
Dies würde in der Gesellschaft, die sich zum Großteil den etablierten Machteliten hilflos ausgeliefert 
fühlt, den Glauben an Recht und Gesetz und nicht zuletzt an ihre eigenen Kräfte stärken.  
 
Eine Konsolidierung der Opposition, die sich auf den Sturz der Bastille erstreckt, stößt in der heutigen 
Gesellschaft auf berechtigte Zweifel. Eine Konsolidierung von humanistischen demokratischen Kräften 
mit realpolitischen Zielen und Konzepten hingegen, könnte in den Gesellschaften als Alternative ernst  
 
 
 

Dr. Saadat Benanjarli, Vorsitzende Sektion Aserbaidschan 

Geb. 1951. Studium der Chemie an der Pädagogischen Universität in Baku. 
Dozentin an der Moskauer Universität für anorganische Chemie. Seit 1989 
Mitglied der IGFM. Forschungsleiterin im Fachbereich Chemie an der Universität 
in Baku. 2013 erneut gewählt als Vorsitzende des Bürgerkomitees beim Justiz-
ministerium zum Monitoring des Strafvollzugs, Mitglied der NGO Monitoring 
Gruppe mit Berichterstatterstatus bei der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und anderen internationalen Organisationen, die eine Vertretung in 
Aserbaidschan haben. Autorin zahlreicher wissenschaftlicher Arbeiten und 
Presseartikel. Spezialgebiete: Politische Gefangene, Strafvollzug, Frauenrechte, 
Frauenprojekte. 
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genommen werden. Kommunikation, Solidarisierung und gegenseitige Unterstützung, gerade auch für 
die Länder der eurasischen Region, in denen eine solche Konsolidierung rigide unterdrückt wird, 
würde weiterhin zur Stärkung dieser Kräfte beitragen und Kommunikationsebenen schaffen, die für 
eine gemeinsame nachbarschaftliche Zukunft wichtig sind. Für die Zukunft von fundamentaler 
Bedeutung ist vor allem die Einbindung der jugendlichen Generation in diesen Prozess. 
 
Der westliche Nachbar Europa, könnte neben den gemeinsamen Projekten in der eurasischen Region 
auch innerhalb der eigenen Union Strukturen für eine bessere zukünftige Kommunikation und 
Partnerschaft der Gesellschaften, der Menschen, schaffen (Sprache, Studium, Visaregime, 
Jugendaustausch u.d.m).  
 
Der Kern der Menschenrechtsarbeit der IGFM besteht auch heute noch im direkten Einsatz für 
politische Gefangene. Hinzugekommen sind zahlreiche Aufgabenbereiche, die die Länder der 
eurasischen Region der IGFM auf dem Weg zu einer freien, gerechten und menschlichen 
Gesellschaft, auf dem Weg zu einem friedfertigen Miteinander unterstützen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lesen Sie auch unsere Dokumentation Brennpunkt Ukraine 

 
 
 

 

Während des Arbeitskreises Osteuropa auf der 42. 
Jahreshauptversammlung der Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte am 5. April 2014 
in Bonn präsentierte die IGFM ein breites 
Spektrum von Sektionsleitern der IGFM aus der 
ehemaligen Sowjetunion, die zum Thema 
„Brennpunkt Ukraine“ ihre Beurteilung abgaben. 
Dieser Arbeitskreis Osteuropa "Brennpunkt 
Ukraine" war daher in vielerlei Hinsicht etwas 
Besonders: Hier trafen sich aktive Menschen- und 
Bürgerrechtler, die schon in der Sowjetunion für 
die Demokratie ihre Freiheit riskiert hatten. 
Menschenrechtler, die sich schon vor dem Zerfall 
der Sowjetunion in ihren Ländern unter ungleich 
schwierigeren Bedingungen als heute in den 
Dienst der Verbesserung der Menschen-
rechtssituation in ihren Ländern einsetzten, die sie 
gewaltlos verbessern wollten. In ihren Berichten 
und Kommentaren wurden Aspekte behandelt, wie 
man sie in dieser Form in der westlichen 
Hemisphäre nicht zu hören bekommt. Die 
Berichterstattung in den Medien über die Situation 
in der Ukraine lässt sich eben nicht nur auf den 
altbekannten West-Ost-Konflikt reduzieren, 
sondern ist vielschichtig, so wie es die Probleme 
von 40 Millionen Bürgern der Ukraine sind. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wenn Sie unsere Eurasia-Arbeit unterstützen möchten, so gibt es hierfür viele große 
und kleine Möglichkeiten: Rufen Sie uns doch einfach an oder schreiben Sie uns. 
Wir freuen uns über jede Reaktion! 
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